
  

  

8. Jahrg. Amtliche Mitteilungen 

Richtlinien für die Entsendung von Landesbediensteten 
in öffentliche zwischenstaatliche oder überstaatliche 

Einrichtungen unter Beurlaubung ohne Bezüge 
(Entsendungsrichtlinien) 

Gem. RdeErl. d. MI u. d. übr. obersten Landesbehörden 
v. 10. 5. 1989 — 15.3-03020/2.501 — 

— GültL MI 90/231 — 

A. 

1. Allgemeines 

1.1 Die Tätigkeit von Landesbediensteten in öffentlichen 
zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen — 
im folgenden Einrichtung(en) genannt — liegt im deutschen 
Interesse, Bei der Bedeutung, die den Aufgaben der Einrich- 
tungen zukommt, ist es notwendig, daß zu ihnen nur Landes- 
bedienstete entsandt werden, die für die vorgesehenen Tätig- 
keiten qualifiziert sind. Die erfolgreiche Teilnahme an einem 
Lehrgang der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung zur 
Vorbereitung für internationale Aufgaben ist beispielsweise 
einer solchen Verwendung förderlich. 

1.2 _ Über die Entsendung zu einer Einricht t 
im Einzelfall die oberste Dienstbehörde. Dabei sollen perso- 
nelle Schwierigkeiten, die in einzelnen Geschäftsbereichen 
durch die Entsendung entstehen, nicht den Ausschlag geben. 
Für die Entsendung und die Begründung eines Dienstverhält- 
nisses bei einer Einrichtung gelten die folgenden Bestimmun- 
gen und Hinweise. 

1.3 Die Einrichtungen, zu denen Landesbedienstete ent- 
sandt werden, ergeben sich insbesondere aus dem jeweils 
geltenden Verzeichnis, das für die Entsendung von Bundesbe- 
diensteten maßgebend ist. Es ist in der zur Zeit geltenden 
Fassung als Anlage abgedruckt. In Fällen, in denen eine 
Tätigkeit bei einer anderen Einrichtung ausgeübt werden soll 
oder sonstige Zweifel bestehen, ist der zuständigen obersten 
Dienstbehörde zu berichten. 

1.4 Für die mit der Entsendung von Landesbediensteten 
verbund haushaltsrechtlichen Maßnah insbesond 
re hinsichtlich der Ausbringung von Leerstellen, sind die 
jeweiligen Vorschriften zu beachten. 

Kn 

2. Beamte 

2.1 Die zuständige Stelle erteilt dem Beamten nach $9 
Abs. 1 Satz 1 der Sonderurlaubsverordnung für die Dauer der 
Entsendung zu einer Einrichtung Sonderurlaub unter Wegfall 
der Bezüge (siehe hierzu Gem. RdErl. vom 6. 8. 1980 — Nds. 
MBl. S. 1164 — GültL _ MI 92/67 —, geändert durch Gem. 
RdErl. vom 14. 5. 1984 — Nds. MBl. S. 558 — GültL MI 92/70 —). 

2.2 Es sollen nur Beamte entsandt werden, die bereits ange- 
stellt sind ($ 7 Abs. 1 Nr. 3 des Niedersächsischen Beamtenge- 
setzes — NBG —, $ 10 Abs. 1 Satz 1 der Niedersächsischen 
Laufbahnverordnung — NLVO —). 

2.3.1 Das Besoldungsdienstalter des Beamten wird nicht 
verändert. Im Sinne des $ 31 Abs. 2 Satz 2 des Bundesbesol- 
dungsgesetzes — BBesG — gelten öffe.. liche Belange mit der 
Urlaubserteilung als von der zuständigen Stelle schriftlich 
anerkannt; einer besonderen Entscheidung im Einzelfall nach 
$ 31 Abs. 2 Satz 2 BBesG bedarf es nicht. Die Anerkennung, 
daß der Urlaub öffentlichen Belangen dient, ist in dem Schrei- 
ben, mit dem der Urlaub erteilt wird, zu bestätigen. 

2.3.2 Soweit ein Allgemeines Dienstalter festgesetzt ist, 
wird es um die Zeit der Entsendung nicht hinausgeschoben. 

2.4 Die Zeit der Entsendung zu einer Einrichtung gilt unter 
den Voraussetzungen und im Rahmen des $ 7 Abs. 3 und des 
$ 12 Abs. 2 NLVO als Probezeit bzw. als Dienstzeit. Ob eine 
den Laufbahnanforderungen nach Art und Bedeutung gleich- 
wertige Tätigkeit ausgeübt worden ist, entscheidet der Fach- 
minister oder die von ihm bestimmte Stelle, 

2.5 Bei Beamten, die nach $ 59 Abs. 5 BBesG Anwärterbe- 
züge unter Auflagen erhalten haben, wird die Zeit der Entsen- 
dung auf die Mindestdienstzeit von fünf oder drei Jahren 
(Nrn. 59.5.2 und 59.5.3 der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zum BBesG) angerechnet.   

2.6.1 Die im öffentlichen Dienst einer Einrichtung zurück- 
gelegte Dienstzeit ist gemäß $ 6 Abs. 3 Nr. 4 des Beamtenver- 
sorgungsgesetzes — BeamtVG — ruhegehaltfähig. Einer be- 
sonderen Feststellung, daß dieser Urlaub öffentlichen Belan- 
gen dient, bedarf es nicht. In dem Beurlaubungsschreiben ist 
zu bestätigen, daß die Zeit des Urlaubs nach der vorgenann- 
ten Vorschrift des BeamtVG als ruhegehaltfähig berücksich- 
tigt wird. Für die Zeit eines in die Beurlaubung fallenden 
Erziehungsurlaubs gilt dies jedoch nur bis zu dem Tag, an 
dem das Kind sechs Monate alt wird. Die Berücksichtigung 
der Zeit des Urlaubs als ruhegehaltfähige Dienstzeit ist nicht 
abhängig von der Zahlung eines Versorgungszuschlags. 

2.6.2 Die Zeit des Urlaubs führt nicht zu einer Kürzung des 
Ruhegehaltssatzes nach $ 14 Abs. 1 Halbsatz 2 des BeamtVG. 

2.7.1  Der Beamte ist bei Antritt des Urlaubs für die bis dahin 
versicherungsfreie Zeit nach $ 9 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes — AVG — oder $1232 der Reichsversiche- 
rungsordung — RVO — nachzuversichern. Die Nachentrich- 
tung der Beiträge wird jedoch nach $ 125 Abs. 1 AVG oder 
$ 1403 Abs. 1 RVO aufgeschoben. Dem Beamten ist nach 
$ 125 Abs. 4 AVG oder $ 1403 Abs. 4 RVO eine Aufschubbe- 
scheinigung nach dem Muster zu erteilen, das als Anlage 3 
dem Gem. RdErl. vom 29. 12. 1986 (Nds. MBl. 1987 S. 95 — 
GültL MF 33.1/2 —) beigegeben ist. 

2.7.2 Mit der Aufnahme einer anderweitigen Beschäftigung 
während einer Beurlaubung unter Wegfall der Bezüge wird 
der Beamte nach deutschem Sozialversicherungsrecht grund- 
sätzlich in der gesetzlichen Rentenversicherung versiche- 
rungspflichtig. Ob Sozialversicherungspflicht auch bei einer 
anderweitigen Beschäftigung bei einer Einrichtung eintritt, 
beurteilt sich danach, welchem Sozialversicherungsrecht der 
entsandte Beamte unterliegt; diese Frage wird erforderlichen- 
falls unter Beteiligung des Rentenversicherungsträgers zu 
prüfen sein. Im übrigen wird auf den Gem. RdErl. vom 
29. 12. 1986 (Nds. MBl. 1987 S. 95 — GültL MF 33.1/2 —) und 
den RdeErl. des MF vom 30. 12. 1986 (Nds. MBl. 1987 S. 107 — 
GültL 33.1/3 —) verwiesen. 

2.8.1 Die Entsendung steht einer Beförderung des Beamten 
nicht entgegen. Der Beamte. darf insoweit gegenüber dem 
nicht entsandten Beamten bei gleicher Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung nicht benachteiligt werden. Die Tä- 
tigkeit des Beamten bei einer Einrichtung, zu der er entsandt 
ist, kann als zusätzliche Begründung einer Beförderung be- 
rücksichtigt werden, wenn sie nach ihrem Anforderungsge- 
halt einer Tätigkeit in dem Beförderungsamt im wesentlichen 
vergleichbar ist. Eine Beurteilung über den Beamten kann bei 
der Einrichtung angefordert werden. 

2.8.2 Die Beförderung setzt voraus, daß entweder eine be- 
setzbare Planstelle der Besoldungsgruppe des Beförderungs- 
amtes oder eine eigens für diesen Zweck im Haushalt angeho- 
bene Leerstelle vork.»nden ist und daß der Beamte 

-— die allgemeinen laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für 
die Beförderung erfüllt und 

— das Beförderungsamt nach den tatsächlichen organisatori- 
schen und personellen Verhältnissen seiner Dienstbehör- 
de und im Ralimen einer regelmäßigen Gestaltung seiner 
Dienstlaufbahn auch ohne die Beurlaubung erreichen 
würde. 

2.8.3 Nr. 2.8.1 — Sätze 2 bis 4 — gilt sinngemäß nach 
Beendigung des Urlaubs. 

2.9 Für die Zeit der Entsendung zu einer Einrichtung wer- 
den Reise- und Umzugskostenvergütung, Schulbeihilfen, Bei- 
hilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen, Unterstüt- 
zungen und andere Entschädigungen oder Zuwendungen 
vom Land nicht gewährt. 

2.10 Der Versicherungsschutz bei Unfällen muß auf Grund 
des mit einer Einrichtung begründeten Dienstverhältnisses, 
gegebenenfalls durch eine private Versicherung, sichergestellt 
werden. Stellt sich nach einem Unfall heraus, daß der Versi- 
cherungsschutz den Unfallschaden nicht in dem Umfang 
abdeckt, wie es das BeamtVG bei einem Dienstunfall vorsieht, 
so kann in diesem Rahmen Unfallfürsorge nach $ 31 Abs. 5 
BeamtVG gewährt werden. Vorherige Zusicherungen von Lei- 
stungen nach dieser Vorschrift sind nicht zulässig. 

2.11 817 der Sonderurlaubsverordnung ist zu beachten. 
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2.12 Erhält ein Beamter aus der Verwendung im öffentli- 
chen Dienst einer Einrichtung eine Versorgung, werden seine 
Dienstbezüge bei Wiederverwendung im deutschen öffentli- 
chen Dienst nach $ 8 BBesG, ggf. in Verbindung mit Artikel X 
des Fünften Gesetzes zur Änderung beamtenrechtlicher und 
besoldungsrechtlicher Vorschriften vom 19. 7. 1968 (BGBl. I 
S. 848), gekürzt. 

2.13  Bezieht ein nach deutschem Recht Versorgungsberech- 
tigter aus einer Verwendung im öffentlichen Dienst einer 
Einrichtung ein Einkommen, gilt für das Ruhen der deut- 
schen Versorgungsbezüge $ 53 BeamtVG. Für das Zusammen- 
treffen von deutschen Versorgungsbezügen und von Versor- 
gungsbezügen aus einer Verwendung bei einer Einrichtung 
oder von einem Kapitalbetrag, der als Abfindung oder als 
Zahlung aus einem Versorgungsfonds gewährt wird, gilt $ 56 
BeamtVG, ggf. in Verbindung mit $ 90 BeamtVG. 
2.14 Ein Beamter, der seinen zu einer Einrichtung entsand- 
ten Ehegatten begleiten will, kann hierfür unter Wegfall der 
Bezüge nach $ 15 Abs. 1 der Sonderurlaubsverordnung beur- 
laubt werden. Ein besonderer Ausnahmefall, den diese Vor- 
schrift für eine längere Beurlaubung voraussetzt, soll hierbei 
in aller Regel als gegeben angesehen werden. Auf den seinen 
Ehegatten begleitenden Beamten sind Nrn. 2.7.1 und 2.9 
anzuwenden. 

3. Richter 

Für Richter gelten die Bestimmungen für Beamte entspre- 
chend. 

4. Angestellte und Arbeiter 

4.1 Angestellte und Arbeiter erhalten bei einer Entsendung 
für eine hauptberufliche Tätigkeit in einer Einrichtung Son- 
derurlaub unter Verzicht auf die Bezüge ($ 50 Abs. 2 BAT) 
bzw. ohne Lohnfortzahlung ($ 54 a MTL II oder $ 40 Abs. 4 
MTW) bis zur Dauer von höchstens zehn Jahren. Die oberste 
Dienstbehörde kann in Ausnahmefällen eine Verlängerung 
zulassen. 

4.2.1 Die Zeit der Entsendung gilt als Dienst- und Beschäfti- 
gungszeit im Sinne der Tarifverträge des öffentlichen Dien- 
stes ($ 19 Abs. 4 BAT bzw. $ 6 Abs. 4 MTL II). Das dienstliche 
Interesse an der Beurlaubung ist von der für die Urlaubsertei- 
lung zuständigen Stelle ausdrücklich vor Antritt des Sonder- 
urlaubs schriftlich anzuerkennen (vgl. auch $ 50 Abs. 2 Satz 2 
BAT, $ 54 a Satz 2 MTL Il). 

4.2.2 Auf die Bewährungszeit, die von Angestellten für ei- 
nen Bewährungsaufstieg nach $23a BAT oder für einen 
Fallgruppenbewährungsaufstieg nach Tätigkeitsmerkmalen 
der Vergütungsordnung zum BAT zurückzulegen ist, wird die 
Zeit der Entsendung nicht angerechnet. Bewährungszeiten, 
die vor einer solchen Entsendung zurückgelegt worden sind, 
gehen bei einern ”swährungsaufstieg nach $ 23 a BAT grund- 
sätzlich verloren, wenn die Entsendung länger als sechs Mo- 
nate dauert. Die vor der Entsendung zurückgelegten Bewäh- 
rungszeiten für einen Fallgruppenbewährungsaufstieg nach 
Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsordnung zum BAT oder 
Zeiten einer Tätigkeit bzw. Berufsausübung für einen Zeitauf- 
stieg bleiben — ohne Rücksicht auf die Dauer der Entsendung 
— erhalten, es sei denn, im Tätigkeitsmerkmal wird eine 
ununterbrochene Tätigkeit oder Berufsausübung gefordert. 
Der MF wird in begründeten Einzelfällen prüfen, ob die vor 
einer Entsendung zurückgelegten Zeiten übertariflich be- 
rücksichtigt werden können. 

4.2.3 Auf die Bewährungszeit, die von Arbeitern für einen 
Bewährungsaufstieg nach Nr. 5 der Vorbemerkungen in der 
Anlage 1 des Tarifvertrages über das Lohngruppenverzeichnis 
zum MTL II zurückzulegen ist, wird die Zeit der Entsendung 
nach $ 54 a MTL II nicht angerechnet, da insoweit weder ein 
dienstliches noch ein betriebliches Interesse an der Entsen- 
dung anerkannt werden kann. Für Bewährungszeiten, die vor 
der Entsendung zurückgelegt worden sind, gilt Nr. 4.2.2 
Satz 4 entsprechend. 

4.3 Nr. 2.9 gilt entsprechend.   

4.4.1 Für die entsandten Angestellten und Arbeiter besteht 
aus ihrem Arbeitsverhältnis zum Land keine gesetzliche Ver- 
sicherungspflicht in der Sozialversicherung. 

4.4.2 Die sozialversicherungsrechtlichen Hinweise für Be- 
amte (Nr. 2.7.2) gelten für Angestellte und Arbeiter sinnge- 
mäß. Soweit keine Versicherungspflicht besteht oder begrün- 
det wird, bleibt es dem Angestellten oder Arbeiter überlassen, 
sich während der Zeit seiner Entsendung in der deutschen 
Sozialversicherung freiwillig zu versichern ($ 10 AVG, 8& 1233 
RVO) und ggf. einen abgeschlossenen Lebensversicherungs- 
vertrag weiterzuführen; Beiträge zu diesen Versicherungen 
werden vom Land nicht gewährt. Auf die Regelungen der 
Beitragsnachentrichtung in der deuischen Sozialversicherung 
nach $ 140 a AVG, $ 1418 a RVO wird hingewiesen. 

4.5 Die Pflichtversicherung in der Zusatzversorgung des 
öffentlichen Dienstes bleibt während der Zeit der Entsendung 
bestehen, wenn die Entsendung vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles endet und der Angestellte oder Arbeiter seinen 
Dienst wieder aufnimmt. Der Angestellte oder Arbeiter ist 
also nicht in der Zusatzversorgung abzumelden; es entsteht 
eine beitragsfreie Versicherung. Umlagen zur Zusatzversor- 
gung des öffentlichen Dienstes können jedoch während der 
Entsendung ohne Gewährung von Vergütung oder Lohn nicht 
entrichtet werden. Hierdurch kann sich die Zusatzversorgung 
vermindern. 

4.6.1 Versorgungsbezüge oder Kapitalbeträge, die als Abfin- 
dung oder als Zahlung aus einem Versorgungsfonds mit dem 
Ausscheiden aus der Einrichtung geleistet werden, verbleiben 
dem entsandten Angestellten. oder Arbeiter in voller Höhe. 
Bei einer späteren Übernahme in das Beamtenverhältnis fin- 
den jedoch Nr. 2.12 und Nr. 2.13 Satz 2 Anwendung. 

4.6.2 Die Anrechnung der in Nr. 4.6.1 bezeichneten Bezüge 
und Zahlungen auf eine Leistung aus einer Zusatzversorgung 
richtet sich nach den Bestimmungen der Satzung der betref- 
fenden Zusatzversorgungsanstalt. 

4.7 Ein Angestellter oder Arbeiter, der seinen zu einer 
Einrichtung entsandten Ehegatten begleiten will, kann hier- 
für Sonderurlaub unter Verzicht auf die Bezüge bzw. ohne 
Lohnfortzahlung nach $ 50 Abs. 2 BAT bzw. nach $ 54 a MTL 
II oder $40 Abs.4 MTW erhalten. Für die Begleitperson 
gelten Nrn. 2.9, 4.2.2 — ausgenommen Satz 2 Halbsatz 2 —, 
"2.3, 4.4.1, 4.4.2 Satz 2 und 4.5 entsprechend. 

5. Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen 

Diese Richtlinien treten am ersten Tag des auf die Veröf- 
fentlichung folgenden Monats in Kraft. Sie gelten auch für die 
an diesem Tage schon in Einrichtungen entsandten Landes- 
bediensteten. 

Gleichzeitig treten die Entsendungsrichtlinien vom 
1.9. 1960 (Nds. MBl. S. 678 — GültL MI 90/57), geändert 

durch Erlaß vom 20. 10. 1965 (Nds. MBl. S. 1141 — GültL MI 
90/91), und die folgenden hierzu ergangenen Erlasse 

vom 18. 11. 1963 (Nds. MBl. S. 1004 — GültL MI 90/81), 
vom 2. 3.1964 (Nds. MBl. S. 172 — GültL MI 90/82), 

vom 13. 10. 1964 (Nds. MBl. S. 950 — GültL MI 90/89), 

vom 30. 8. 1966 (Nds. MBl. S. 876 — GültL MI 90/101), 

vom 14. 11. 1967 (Nds. MBl. S. 1066 — GültL MI 90/107), 
vom 19. 5. 1969 (Nds. MBl. S. 515 — GültL MI 90/112) 
außer Kraft. 

B. 

Den Gemeinden, den Landkreisen und den der Aufsicht 
des Landes unterstehenden anderen Körperschaften, Anstal- 
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts wird empfohlen, 
entsprechend zu verfahren. 

An die 
Dienststellen der Landesverwaltung, 
Gemeinden, Landkreise und der Aufsicht des Landes unterstehenden 
and}e\ren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts. 

— Näds. MBlI. Nr. 20/1989 S. 605 
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M Abkürzun; 
Lfd. Deutsche (D) Deulsc% 
Nr. Bezeichnung Sitz (E) Englisch Fremdsprachliche Bezeichnung 

Verzeichnis {F} Französisch 
der öffentlichen zwischenstaatlichen oder überstaatlichen Einrichtungen 

(entspricht dem Verzeichnis, das der BMI im GMBl. 1979 S. 457 bekanntgegeben hat) 12  Europäische Stiftun zur Verbesserung der Dublin European Foundation for the Improvement 
Lebens- und Arbeitsbedingungen of Living and Working Conditions 

Abkürz 13 _ Europäische Weltraum-Organisation Paris EWO (D) 
Lfd. Deutsche (D) Deut } ESA (E) European Space Agency Nr. Bezeichnung Sitz Englisch . Fremdsprachliche Bezeichnung ASE (F) Agence Spatiale europgenne 

Französisch 14 Europäische Zivilluftfahrt-Konferenz Neuilly-sur- ECAC (E) European Civil Aviation ((3]0n]feren[c_e @ 
i { Seine CEAC (F) Commission europeenne de !‘aviation civile 1 1 - 

$ Allgemeines Zoll- und Handelsabkommen Genf GATT{(E) ggg:s'£‚;’g.:fig';‘g;‘ thi?sffis:l:gu‚'lie\.:sdo; le 15 Europäisches Hochschulinstitut Florenz EHI (D) Institut universitaire europeen 
commerce 16 Europäisches Laboratorium für Heidelberg ELM (D) 2  Asiatische Entwicklungsbank Manila: AEB (D) e Molekularbiologie EMBL (E) European Molecular Biology Laboratory 

ADB (E) Asian Devglo ment Bank 17 _Europäisches Patentamt München EPA (D) 
3 Bank fürint! tionalı Basel BIZ (D Bn a da developpement EPO (E) European Patent Office ank für internationalen ase (D) A HE © 

Zahlungsausgleich BIS (E) Bank foz]lntemelional Settlement 8 g;"; ‘,’;‘‚’;';{fä‘‚%ä%‚‘‚*‚'é"“'" T7Al KErdRns ' Berlin EZFR(D) 
4 h 5ds . s BRI(F) Banque des röglements {n(ernalmnaux 19 _Europäisches Zentrum für mittelfristige Shinfield EZMW (D) eutsch-Französisches Forschungsinstitut Saint Louis _ Institut germano-francais de recherches de Wettervorhersage Park, Reading ECMWF (E) European Centre for Medium Range 5 SD?:: L:u};s ösisches ] YAR g:;']‘:“'°"g DFIW (D) S Saint Louis (England) Wealfiar Forecasts sch-Französisches Jugendwer! lonne! 

i E E cn OFAJ ( Office franco-allemand pour la jeunesse 20 “Eiropan Straßburg GE g'g:;f;# äg %Eff;.g;e 6 Ernährungs- und Landwirtschafts- Roı FAO (E) i izati z $ ; organisation der Vereinten Nationen a O 5%3?e?1" g£g:]gul E on ofthe . {mtff? läender) administrativ unterstellten OAA (F) Organisation des Nations Unies pour SWA Z l’alimentation et l‘agriculture Europäisches Jugendwerk Straßburg European Youth Foundation 
7 _ Europäische Gemeinschaften EG (D) Fonds europeen pour la jeunesse 

EC (E) European Communities Europäisches Jugendzentrum Straßburg European Youth Centre 
; CE (F) Communautes Europeennes CEJ (F) Centre europeen de la jeunesse 

(Europäische Atomgemeinschaft; EAG (D) 21 _Forschungsinstitut der Vereinten Nationen Genf UNRISD (E) United Nations Research EURATOM(E) Euratom für Soziale Entwicklung V Institute for Social Development CEEA (F) Communaute Europeenne de l‘Energie IRNU (F) Institut de recherche des Nations 
s s & atomique Unies pour le development social 

gtu li?l"mßChe Gemeinschaft für Kohle und EGKS (D) 22 _ Haager Konferenz für Internationales Den Haag HKIP (D) Hague Conference on Private International ahl; ECSE ( European Coal and Steel Community Psivatrecht w CECA (F) (;xrqmumu(e Europeenne du Charbon et de Conference de la Haye de droit international cier . S S ; k prive Europäische Wirtschaftsgemeinschaft) E%VCG(£EDI S E e 23 Institut Max von Laue — Paul Langevin Grenoble ILL (D) ‚uropean Economic Community E 5 ; i CEE i 24 Interamerikanische Entwicklungsbank Washington 1DB (E) Inter-American Development Bank 
mit folgenden Organen: ( Communaute Economique Europeenne G ; Ü 'Bs BID (F) Banque de Developpement Interamericaine 
Europäisches Parlament Luxemburg European Parliament 25 * InternatiO na Ara OE nÄSAHOn Genf {'C8 ([;_.;D)) International Labour Organization 
e RS dlr L g:ä°':‘°f“ Europeen A OIT (F) Organisation internationale du travail 
Europäischen Gemeinschaften Euroi>e?:%:%ä;;?m%{;? council of the 26 Internationale Atomenergie-Organisation Wien %Qlég ((g)) eala AGMIENEET A 

%%c;é[;ariat ?&"E"" %l;flCnnseil des Agence internationale de l’&nergie alomique 5 ‚unau uropeennes : 5 i A © tionale Bank für Wiederaufbau und Washingto BANK (D änmmxss:gn fder Europäischen Brüssel Commission of the European Communities . Z £:".ff${3k'f.’‚'‚'‚%° E OE P IBRD (l£:) Y International Bank for Reconstruction and emeinschaften Commission des Communaut6s } Development k Europeennes BIRD (F) Banque internationale por la reconstruction g°"°'.“""‘;f g°" Europäischen Luxemburg Court of justice of the European et e developpement emeinschaften Communities 28 Internationale Entwicklungsorganisation Washington IDA (E) International Development Association Cour de Justice des Communautes AID (F} Association internationale de 
Rechnungshof der E äisch L bu: K r developpement 
Gemein gsh ft AT B Court of Auditors of the European 29 Internationale Fernmeldesatelliten- Washington INTELSAT (E) Internationai Telecommunications Satellite 

E Communities Organisation Organization Cour de comptes des Communautes OrFanisation Internationale de 
Wirtschafts- und Sozialausschuß der Brüssel E f e Seommunications par-Salellites Europäischen Gemeinschaften E„°°£;:;if é?‚%ä|°\';:ägg""“"‘“ ofthe 30 Internationale Fernmelde-Union Genf BI‘%(::‘‚%] {3‘‚'‚?;212&‘:-?:;{}3‚‘;;?;3':‚‘:nicminn Union 

g°“"'° Ec°'t‘z"'\iique et Social des te6lecommunications . ommunautes Europeennes : . } ö S e % 8 Europäische Investitionsbank Luxemburg ä“'°""°;';‘ lnvestmenl:é; Sak 31 Internationale Finanz-Corporation Washington lsfl?l (ä_)] ärggzx:gt{x_]t;]r;z:]lfil;‘g:;n;:g (r3noart|i>g:;';tll;m 
anque Euro| S i 

9 _ Europäische Organisation für Garching ESO (E) Eun?pean So$lf:rlrlleäblsl:avr\ensitll:semem 32 Internationale Kaffee-Organisation London ICO (E) International Coffee Organization astronomische Forschung in der südlichen bei München Organisation europgenne pour?es Organisation internationale du cafe Hemisphäre „‚.;fi.„ches astronomiques dans 33 Internationale Kakao-Organisation London International Cocoa Organization E l'hemisphere austral Organisation internationale du cacao 
10 Europäische Organisation für Genf CERN (E, F) European Organization for Nuclear 34 Internationale Kommission zum Helsinki Baltic Marine Environment Protection Kernforschung Research utz der Meeresumwelt der Ostsee Commission 

Organisation europgenne pour la recherche (Sekretariat) 
N i a ucl6aire 35 Internationale Kriminalpolizeiliche St. Cloud INTERPOL }ll’}?palS(.‘ e rg;;msallon zur Brüssel EUROCONTROL European Organization for the safety of Air Organisation (Frankreich) ICPO (E) International Criminal Police Organization Sicherung der Luftfahrt (E) Navigation OIPC (F} Organisation internationale de police Organ_isatjun europeenne pour la s6&curite de 

la navigation aerienne 
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36 Internationale Organisation für Paris International Organization of Legal 
gesetzliches Meßwesen - Metrology 

OIML (F) lC)rngi.sation internationale de metrologie 
‚6gale 

37 Internationale Studiengruppe für Bleiund New York International Lead and Zinc Study Group 
Zink Groupe d‘6tude internationale du plomb et 

du zinc 

38 Internationale Zivilluftfahrt-Organisation Montreal ICAO (E) Internationale Civil Aviation Organization 
OACI{(F}) Organisation de ]‘aviation civile 

internationale 

39 Internationaler Baumwoll- Washington ICAC (E) International Cotton Advisory Committee 
Beratungsausschuß CCIC (F) Comite consultarif international du coton 

40 Internationaler Fonds für Rom IFAD (E) International Fund for Agricultural 
landwirtschaftliche Entwicklung Development 

FIDA (F) Fonds national de developpement agricole 

41 Internationaler Fonds zur Entschädigung London International Fund for Compensation for Oil 
für Ölverschmutzungsschäden Pollution Damage 

42 Internationaler Gerichtshof (Organ der VN) Den Haag International Court of Justice 
Cour international de justice 

43 Internationaler Währungsfonds Washington IWF (D) 
IMF (E) International Monetary Fund 
FMI(F) Fonds monetaire international 

44 Internationaler Weizenrat London International Wheat Council 
Conseil international du ble 

45 Internationaler Zinnrat London International Tin Council 
Conseil international de !‘6tain 

46 Internationaler Zuckerrat London International Sugar Council 
Conseil international du sucre 

47 Internationales Büro für Maße und Sevres International Bureau of Weights and 
Gewichte (Meterkonvention) (Frankreich) Measures 

BIPM (F) Bureau international des poids et mesures 

48 Nordatlantikpakt-Organisation Brüssel NATO (D, E) North Atlantic Treaty Organization 
OTAN (F) Organisation du trait@ de !‘ Atlantique nord 

49 Organisation der Vereinten Nationen für Paris UNESCO (E) United Nations Educational, Scientific and 
Erziehung, Wissenschaft und Kultur Cultural Organization 

Oräanisati0n des Nations Unies pour 
l‘education, la science et la culture 

mit folgendem integralen Bestandteil: 

Internationales Erziehungsbüro Genf IBE (E) International Bureau of Education 
BIE (F) Bureau international d‘&ducation 

50 Organisation der Vereinten Nationen für Wien UNIDO (E) United Nations Industrial Development 

ustrielle Entwicklung Organization . 
ONUDI (F) Organisation des Nations Unies pour le 

developpement industriel 

51 Organisation für wirtschaftliche Paris OECD (E) Organization for Economic Cooperation and 

Zusammenarbeit und Entwicklung Development ı 
OCDE (F) Organisation de cooperation et de 

developpement 6conomiques 

mit folgenden Unterorganisationen: 

Internationale Energie-Agentur Paris IEA (D) ; 
IEA (E) International Energy Agency 
AIE (F) Agence internationale de l‘6nergie 

Kernenergie-Agentur Paris NEA (E) Nuclear Energy Agency } 
Agence pour lenergie nucleaire 

52 Rat für die Zusammenarbeit auf dem Brüssel CCC (E) Customs Cooperati(_)h Council 

Gebiete des Zollwesens CCD (F) Conseil de cooperation douaniere 

53 _Vereinte Nationen New York VN (D) © } 
UN (E) United Nations 
ONU (F) Nations Unies 

mit folgenden Unter- und 
Hilfsorganisationen: 

Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Genf UNHCR (E) Office of the United Nations High 

Nationen für Flüchtlinge Commissioner for Refugees 
Haut Commissariat des Nations Unies por 

y les refugies 

Ausbildungs- und Forschungsinstitut der New York UNITAR (E) United Nations Institute for Training and 

Vereinten Nationen Resea: 
Institut de formation et de recherche des 
Nations Unies 

Entwicklungsprogramm der Vereinten New York UNDP (E) United Nations Development Programme 

Nationen PNUD (F) Programme des Nations Unies pour le 
developpement 
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Handels- und Entwicklungskonferenz der Genf UNCTAD (E) United Nations Conference on Trade and 
Vereinten Nationen Development 

Conference des Nations Unies sur le 
commerce et le developpement 

Hilfswerk der Vereinten Nationen für Beirut UNRWA (E) United Nations Relief and Works 
Palästinaflüchtlinge im Nahen Osten €gency for Palestine Refugees in the Near 

ast 

Internationales Suchtstoff-Kontrollamt der Genf INCB (E) International Narcotics Control Board 
Vereinten Nationen OICS (F) Organe de contröle des stupefiants 

Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen _New York UNICEF (E) United Nations Children’s Fund 
Fonds des Nations Unies pour l‘'enfance 

Hrüyellschutz-?mgamm der Vereinten Nairobi UNEB (E) United Nations Environment Programme 
ationen 

Wirtschaftskommissionen der Vereinten 
Nationen: ’ 

Wirtschaftskommission für Afrika Addis Abeba ECA (E) Economic Commission for Africa 
CEA (F) Commission &conomique pour !‘ Afrique 

Wirtschafts- und Sozialkommission für Bangkok ESCAP (E) Economic and Social Commission for Asia 
Asien und den Pazifik andthe Pacific 

. CESAP (F) Commission &conomique et sociale pour 
; ]‘Asie et le Pacifique 

Wirtschaftskommission für Lateinamerika Santiago (Chile) ECLA (E) Economic Commission for Latin America 
CEPAL (F) lCommission 6conomique pour !‘ Amerique 

latine 
Wirtschaftskommission für Westasien Beirut ECWA (E) Economic Commission for Western Asia 

CEAO (F) Commission e€conomique pour !‘ Asie 
N Occidentale 

Europäische Wirtschaftskommission Genf ECE (E) Economic Commision for Euro 
; A CEE (F) Commission 6conomique pourfi:‘.urope 

54 Weltgesundheitsorganisation Genf WHO (E) World Health Organization 
Ta 5 } OMS (F) Organisation mondiale de la sante 

55 _ Weltorganisation für geistiges Eigentum Genf WIPO (E) World Intellectual Property Organization 
OMPI (F) Organisation mondiale de la propriete 

{ intellectuelle 
56 Weltorganisation für Meteorologie Genf WOM (D) 

WMO (E) World Meteorological Organization 
G OMM (F) Organisation meteorologique mondiale 

57 Weltorganisation für Tourismus Madrid WTO (D) 
WTO (E) World Tourism Organization 

7 Organisation mondiale du tourisme 
58 Weltpostverein Bern WPV (D) 

UPU (E, F) Universal Postal Union 
E 4 } Union postale universelle 

. 59 Westeuropäische Union London WEU (D, E) Western European Union 
E UEO (F) Union de !‘Europe occidentale 

60 Ear;(nrlt:}!ahl':w:ll; 9d;\a:\ Intemaflonnlen Bern Canlär;!) gffir.e for International Railway 

Office central des transports internationaux 
SR par chemins de fer 

61 Zentralkommission für die Rheinschiffahrt Straßburg ZKR (D) 
CCR (E) Central Commission for the Navigation of 

the Rhine 
CCR (F) Cggnmission centrale pour la navigation du 

in 
62 _Zwischenstaatliche Beratende London IMC iti i Seccchi(ehrs- Oreanteagien O (E) lg)?;[g\t;l;::;x:)\;l\\en(al Maritime Consultive 

OMCI (F) Organ]isationän]tergouvernemenlale 
consultative de la navigation maritime 

63 Zwischenstaatliches Komitee für Genf I' i Europälche Au wa CEM (E) fl%;gggmmental Committee for European 

CIME (F) Comite intergouvernemental pour les 
migrations europeennes


